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D
eportiert, enteignet, rechtlos, gebrandmarkt, verarmt. So empfinden die 
meisten Deutschen aus Rumänien ihre Lage nach dem 23. August 1944. Dem 
subjektiven Erleben lagen juridische und administrative Maßnahmen zu Grun­
de, die nach dem Bündniswechsel Rumäniens gegen jene Gemeinschaft getroffen wor­

den war, die zuvor: 1) ihre Sympathie für Hitler-Deutschland gezeigt hatte; 2) bis zum 
Frontenwechsel Rumäniens Sonderrechte gehabt hatte1; 3) deren Mitglieder - infolge 
des Einrückens in die Waffen-ss2 - am Kriegsende in jener Armee kämpften, gegen die 
der Krieg geführt wurde.

Als Reaktion auf die Rumänisierungsmaßnahmen, die der Vereinigung Siebenbür­
gens mit dem Königreich Rumänien insbesondere in den 1930er-Jahren gefolgt waren,3 
nahm die deutsche Gemeinschaft den im Volksgruppen-Gesetz4 ihr im Jahr 1940 im 
rumänischen Staat zuerkannten Sonderstatus als gerechtfertigt wahr. Bereits zuvor hatte 
die Mehrzahl der Rumäniendeutschen das aus Deutschland kommende nationalsozialis­
tische Gedankengut recht unkritisch übernommen/ Hinterfragungen oder Widerstand 
gab es meistens weniger aus ideologischen als vielmehr aus machtpolitischen Gründen.

Mit dem Bündniswechsel Rumäniens erfolgte ein Bruch in der Politik gegenüber 
der deutschen Minderheit: Ihre Mitglieder fielen aus der Existenz im Sonderstatus ins 
Paria-Dasein. Diese Diskontinuität in der Einstellung des rumänischen Staates ihnen 
gegenüber führte bei den Rumäniendeutschen zur Eigenwahrnehmung, Opfer des am 
23. August 1944 erfolgten „Umsturzes“ - so der Bündniswechsel in ihrem Sprachge­
brauch - zu sein. Sich keines Unrechts bewusst, aber auch die nach dem Bündniswechsel 
einsetzende pauschale Behandlung aller Personen, Organisationen und Institutionen, die 
als „deutsch“ eingestuft werden konnten, als „faschistisch“ und „hitleristisch“, führten 
zur Stärkung des Zusammenhalts innerhalb der Rumäniendeutschen. Es festigte sich 
die Wahrnehmung, eine „Schicksalsgemeinschaft“ in einem feindlich gesinnten Staat zu 
sein. Angesichts des während der gesamten kommunistischen Periode der deutschen 
Minderheit gegenüber manifesten Misstrauens, trug dieses Bewusstsein des bestenfalls 
„Geduldeten“, trotz der ab Mitte der 1950er-Jahrc gewährten kulturellen Rechte, mit 
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zum Ausreise wünsch und schließlich zum Exodus. Die von der kommunistischen Ideo­
logie geprägten Maßnahmen und die Propaganda mittels Parolen machten eine diffe­
renzierte Analyse und Aufarbeitung der NS-Zeit in Rumänien unmöglich. Die Sclbst- 
wahrnchmung als „Opfergemeinschaft“ unterband die Frage nach eigener historischer 
Verantwortung und verhinderte über Jahrzehnte die Aufarbeitung des Mitläufcrtums.6

Im Folgenden werde ich auf die Politik des rumänischen Staates nach dem Bündnis- 
wcchsel der deutschen Minderheit gegenüber eingehen und deren Auswirkung auf die 
rumäniendeutschc Gemeinschaft darstellen, die eine Thematisierung des NS-Mitläufer- 
tums in Rumänien unmöglich machte. Ausgeblendet wird dabei der Einfluss der Politik 
und des Ideenguttransfers der Landsmannschaften aus der Bundesrepublik Deutschland.

I
n der Politik des rumänischen Staates gegenüber der deutschen Minderheit lassen 
sich nach dem Bündniswechsel grob betrachtet zwei unterschiedliche Phasen fest- 
steilen:

1) Vom 23. August 1944 bis zur Vollversammlung des zk der rkp im Juni 1948 
beziehungsweise zur Resolution zur nationalen Frage im Dezember desselben Jahres 
wurden die Mitglieder der deutschen Gemeinschaft aufgrund ihrer Volkszugehörigkeit 
sowie ihres juristischen Status als „Deutsche Volksgruppe in Rumänien“ (dvír) in den 
Jahren 1940-1944 als politische und wirtschaftliche Gemeinschaft nicht anerkannt. Sic 
verfugten unter anderem über kein Wahlrecht oder das Recht auf eine sie vertretende Or­
ganisation, gewährt waren ihnen jedoch kulturelle Rechte (Schulen und Publikationen 
in deutscher Sprache).

2) Um sie in den Transformationsprozess der Gesellschaft einzubeziehen, wurde die 
deutsche Minderheit denselben Maßnahmen der politischen und ideologischen Kontrol­
le unterzogen wie die restliche Bevölkerung, was zum Verlust der traditionellen politi­
schen und wirtschaftlichen Eigenständigkeit führte. Die Vorgaben des nach dem Modell 
der stalinistischen Nationalitätenpolitik im Februar 1945 angenommenen Nationalitä- 
tenstatuts galten ab 1949 auch für die Rumäniendeutschen und gingen einher mit der 
Gewährung breiter kultureller Rechte.8 Diese wurden jedoch im Zuge der Etablierung 
des Nationalkommunismus und sodann der „Homogenisierungspolitik“ von Nicolae 
Ccaușcscu zu großen Teilen zurückgenommen.

In den Monaten, die der Waffenstill Standsunterzeichnung am 12. September 1944 
gefolgt waren, musste Rumänien den Alliierten und insbesondere der Sowjetunion be­
weisen, dass es sich von der alten Allianz distanziert und alles „Deutsche“ bestraft. Das 
1948 erstmals formulierte Eingeständnis der rkp, bei der Behandlung der Rumänien­
deutschen nach Kriegsende Fehler begangen zu haben,9 und die stufenweise Abschwä­
chung der Betrachtung als Feinde erfolgte nach den pauschalen Bestrafungsmaßnahmen. 
Die hatten jedoch dazu geführt, dass sich im kollektiven Bewusstsein der deutschen 
Minderheit das Gefühl der ungerechten Behandlung durch den rumänischen Staat auf­
grund der deutschen Volkszugehörigkeit eingeprägt hatte und sic sich als „Opfergemein­
schaft“ wahrnahm.

In dieser Gemeinschaft nun sollte nach stalinistischem Modell unter Verwendung 
des Klassenkampfes und instrumentalisierter Vertreter aus den eigenen Reihen eine 
Umgestaltung und Umerziehung erfolgen. Hierfür wurde am 13. Februar 1949 das 
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Deutsche Antifaschistische Komitee (dak) und, einen Monat später, sein Propaganda- 
Organ, die in Bukarest erscheinende Tageszeitung Neuer Weg, gegründet.11’ Nach den als 
Bestrafungsmaßnahmen der „Deutschen“ getroffenen Maßnahmen - Deportation zur 
Zwangsarbeit in die Sowjetunion11 sowie Enteignung des gesamten Landwirtschafts­
besitzes12 - richteten sich die Enteignung der Immobilien (April 1950), die Deportation 
in die Bărăgan-Steppe13 oder die Evakuierung aus dem Burzenland (1952)14 nicht mehr 
explizit gegen die „Deutschen“, sondern gegen die „Kulaken“, „Bürgerlichen“, „Aus­
beuter“ sowie als politisch unzuverlässig gebrandmarkten Bürger. In die letztgenannte 
Kategorie gehörten auch die Rumäniendeutschen, die in den „faschistischen und bürger­
lich-ausbeuterischen Gruppierungen und Parteien“ gewirkt oder die Verwandte jenseits 
der Landesgrenzen hatten. Sie wurden in den Terrorwellen 1950 und 1952 verhaftet 
und/oder in Arbeitskolonien aufgrund von Bestimmungen interniert, die dann durch 
Gesetz Nr. 1554 vom 22. August 1952 zur Organisation der Arbeitskolonien, Zwangs­
domizile und Arbeitsbataillone geregelt worden sind.15 Im subjektiven Erleben und kol­
lektiven Bewusstsein haben sich diese und andere Maßnahmen weiterhin als Bestrafung 
oder Verfolgung festgesetzt, die gegen „die Deutschen“ getroffen wurden, zumal ihnen 
eine ideologisch begründete Schuldzuweisung zugrunde lag.16

Die beabsichtigte Umerziehung und die ebensolche Eingliederung in die „sozialis­
tische Gesellschaft“ begannen fünf Jahre, nachdem die rumäniendeutsche Bevölkerung 
pauschal als „Faschisten“ und „Hitleristen“ stigmatisiert worden waren. Die Stigmati­
sierung war mittels Parolen erfolgt, ohne die geschehenen Gräuel anhand ideologiefreier 
historischer Fakten darzustellen. In der Zeit des Kalten Krieges wäre es im kommunis­
tischen Rumänien nicht möglich gewesen, die nationalsozialistische Verstrickung anders 
als mit von der Parteipropaganda verordneten Floskeln darzustellen. Die in Kaderschu- 
len ausgebildeten Aktivisten des dak, bei deren Rekrutierung die „gesunde soziale Her­
kunft“ und weniger die intellektuellen Fähigkeiten in Betracht gezogen worden waren, 
konnten eine „Ent-Nazifizierung“ - die zu den Zielen des dak gehört hatte - nicht 
durchführen. Die Parolen wurden denn auch von Aktivisten verkündet, die Instrumente 
des Regimes waren, das zeitgleich willkürliche Festnahmen und Konfiszierungen vor­
nahm. All das verstärkte das Gefühl, Opfer zu sein und bewirkte ein tiefes Misstrauen 
der neuen Gesellschaftsordnung, ihren Repräsentanten und dem rumänischen Staat ins­
gesamt gegenüber.

Glaubwürdigkeit hatten in jenen Jahren unter der rumäniendeutschen Bevölkerung 
die Vertreter der Evangelischen Kirche a.b. in Rumänien (ekr) bei den Siebenbürger 
Sachsen beziehungsweise die römisch-katholische Kirche bei den Banater Schwaben. 
Die römisch-katholische Kirche war im kommunistischen Staat nur geduldet, ihre Tä­
tigkeit und Vertreter wurden verfolgt, der als „Schwabenbischof“ bekannte Bischof von 
Temeswar, Augustin Pacha (1870-1954), saß seit 1950 im Gefängnis.17 Die ekr war als 
Glaubensgemeinschaft zwar anerkannt, jedoch einem Prozess der Unterwanderung und 
Gleichschaltung im kommunistischen System ausgesetzt. Als eine seit dem 19. Jahrhun­
dert identitätsfordernde und die Gemeinschaft sichernde Einrichtung der Siebenbürger 
Sachsen stand sie der atheistischen, totalitären Politik im Wege und wurde von der Kom­
munistischen Partei als das Haupthindernis in der Integration der deutschen Minder­
heit in den kommunistischen Transformationsprozess der Gesellschaft eingestuft.18 Die
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Machtstrukturen versuchten, beiden Institutionen sowie ihren Oberhäuptern die Ver­
strickung mit dem Nationalsozialismus nachzuweisen. Hinweise dafür ließen sich finden 
und wurden von der Securitate den geltenden ideologischen Richtlinien entsprechend 
gedeutet. In dieser Situation waren beide Kirchen gut beraten, das heikle Thema NS-Ver- 
gangenheit nicht selbst anzuschneiden.

Das Scheitern der staatlich angeordneten „Umerziehung“ war vorprogrammiert. Das 
bestätigten die RKP-Kader im Januar 1953: Als die Auflösung der „demokratischen Ko­
mitees der nationalen Minderheiten“ beschlossen wurde, machte Gheorghe Gheorghiu- 
Dcj auf die „andersartige“ Situation der Rumäniendeutschen aufmerksam. Seiner Aussa­
ge zufolge seien sie „in der Vergangenheit und nach dem 23. August [...] ein Vorposten 
des deutschen Imperialismus“ gewesen und warnte: „Bildet euch nicht ein, es habe im 
Bewusstsein dieser Bevölkerung so ernsthafte und grundlegende Veränderungen gege­
ben, dass unsere Wachsamkeit nicht mehr notwendig wäre.“19 Die Rumäniendeutschen 
misstrauten dem Staat und dieser ihnen.

In den Strukturen der Securitate (wie in der Siguranța zuvor) gab cs für die nationalen 
Minderheiten zuständige Dienste und Offiziere im Rahmen der Direktion Inlandsüber­
wachung.2” Die Rumäniendeutschen wurden in den 1950er- und 1960cr-Jahren unter 
dem Signum „deutsche Nationalisten“ (naționaliști germani) und später als „faschistische 
deutsche Nationalisten“ (naționaliști fasciști germani) beobachtet und verfolgt.21 In den 
Augen der Securitate war die deutsche Minderheit eine nationalistische und faschisti­
sche Gefahr. Die Mitgliedschaft in der dvìr und deren Organisationen (nsdap, Deutsche 
Mannschaft, Deutsche Jugend, Frauenwerk, Bauernschaft usw.) oder in der Waffcn-ss 
blieb bis zum Ende der kommunistischen Jahre ein Beobachtungsmotiv durch die Se­
curitate. Die Anschuldigung, selbst oder ein Familienmitglied sei „Faschist“ gewesen, 
war stets zur Hand.22 Trotz fortschreitender Alterung der Bevölkerung und Auswander­
ung in die Bundesrepublik Deutschland, nahm die Zahl der zu beobachtenden Rumä­
niendeutschen im Verlauf der Jahre stetig zu. 1977 führte die Securitate im Landkreis 
Kronstadt in einem Bericht zur Frage der „deutschen Nationalisten“ in ihrer Evidenz 
insgesamt 2017 „Elemente mit reaktionär- politischem oder strafrechtlich verfolgtem 
Vorleben“, von denen 225 Personen der nsdap, 206 der Waffen-ss, 59 der Deutschen 
Jugend, 685 der Deutschen Arbeiterschaft angehört haben und 537 Mitglieder der dvìr 
gewesen sein sollen.23 Die Zahlen dürften überhöht sein - die Waffen-ss-Mi tglieder wa­
ren nur vereinzelt ins Land zurückgekehrt, da sie Haftstrafen oder Lageraufenthaltc zu 
befürchten hatten - sie deuten jedoch auf die Einstellung der Securitate der deutschen 
Minderheit gegenüber hin.

Ein weiteres Motiv des Argwohns der Securitate war die Zugehörigkeit zur rö­
misch-katholischen beziehungsweise zur evangelischen Kirche a.b., beide mit deutscher 
Verkündigungssprache. Der evangelische Bischof Friedrich Müller (1945-1969) hatte 
- um Hilfsleistungen zu ermöglichen, aber auch um das Gemeinschaftsgefühl zu stär­
ken - die Pfarrer angewiesen, die von der dvìr aufgelösten kirchennahen traditionellen, 
nach strengen Regeln gestalteten Organisationsformen der Jugendlichen sowie der ver­
heirateten Paare - die Bruder- und Schwesterschaften sowie Nachbarschaften - wie­
derzugründen. Er verteidigte deren Bestehen gegenüber den Verbotsanordnungen des 
kommunistischen Staates mit Paragraf 20, Artikel 5 der im Jahr 1948 vom Minister­
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rat genehmigten Kirchenordnung, der besagte, die Pfarrer hätten „Sorge zu tragen für 
die sittliche und religiöse Erziehung der Jugend im Rahmen der Evangelischen Kirche 
A.B. in der Rumänischen Volksrepublik nach ihren Lehren und Überlieferungen“.24 Die 
Securitate deutete die herkömmlichen Gemeinschaftsstrukturen als „geheime Organi­
sationen“, in denen eine „mystisch-nationalistische“ Tätigkeit erfolge.25 Das Interesse 
der Securitate für die Bruder- und Schwesterschaften war besonders groß im Kontext 
der Einschüchterungsmaßnahmen nach dem Ungarn-Aufstand 1956, als Jugendliche im 
Schwarze-Kirche-Prozess und anderen Verfahren, wie jenem gegen Mühlbacher Schüler, 
im „Prejba“- oder „Sankt-Annen-See“-Prozess verurteilt worden sind.26 Die Bruder- und 
Schwesterschaften wurden in den „Richtlinien“ zitiert, die Innenminister Alexandru 
Draghici in einer Sitzung mit den Direktoren des zentralen Apparates sowie der Regi- 
onsdirektionen der Securitate am 2.-3. Dezember 1957 erteilte: Er nannte als Grund für 
die „nationalistisch-chauvinistische“ Tätigkeit der deutschen Bevölkerung die lutheri­
schen Pfarrer, die die Jugendlichen in den Bruder- und Schwesterschaften im Geiste des 
„Nationalismus und Mystizismus“ erzögen.27 Die Mitgliedschaft in den Schwester- und 
Bruderschaften sowie Nachbarschaften war - aufgrund deren Statuten - ethnisch und 
konfessionell bedingt. Die ethnisch und konfessionell unterschiedlichen Dorfgemein­
schaften lebten seit jeher nebeneinander und nicht miteinander, die von der Propaganda 
verkündete „Völkerverbrüderung“ wurde als Parole abgetan, das Verbot und die Über­
wachung der traditionellen Strukturen als Verfolgungsmaßnahme wahrgenommen.

In den rumäniendeutschen Landgemeinschaften setzte nach der 1956 begonnenen 
Häuserrückgabe eine „Retraditionalisierung“ ein.28 Ab Mitte der 1950er-Jahre wurden 
- auf sozialistisch gestylt - Brauchtumsfeste wieder erlaubt. Der kp-Politik dienten sie als 
Beweis für die Zuerkennung kultureller Rechte, in den Gemeinschaften jedoch führten 
sie zu Lockerung und förderten den Zusammenhalt. Angesichts der angeordneten und 
deswegen als „fremd“ empfundenen „sozialistischen“ Inhalte, wurde manches aus dem 
Gedanken- und Kulturgut der Vorkriegs- und NS-Zeit als „eigenes“ Kulturerbe weiter­
gepflegt. Bei sächsischen Volksfesten hörte man (und hört zuweilen immer noch) Lieder 
wie „Schwarzbraun ist die Haselnuss“ oder „Panzer, du alleine...“29 Über die Inhalte 
und Anlässe, bei denen diese Lieder gesungen worden waren, machte sich niemand Ge­
danken, es herrschte Freude darüber, dass „deutsche Lieder“ gesungen werden dürfen.

Die im Zuge der Stalin’schen Nationalitätenpolitik und danach zu Propaganda-Zwe­
cken erteilte Ausweitung der kulturellen Rechte wurde - trotz Terrorregime im Land 
- von der Mehrheit der Rumäniendeutschen als Verbesserung der Lage wahrgenom­
men. Die Wiedergründung der deutschen Abteilung des Staatstheaters in Hermann­
stadt (1956) und des Deutschen Staatstheaters Temeswar (1957), das Wirken von 
Laienchören und -theatergruppen in deutscher Sprache in Kulturheimen, das erneute 
Veröffentlichen von Autoren der Zwischenkriegszeit und die Ausdehnung des deutsch­
sprachigen Bildungsnetzes bewirkten, dass sich diese Jahre als „Rehabilitierung“ der Ru­
mäniendeutschen eingeprägt haben. Ab der 1950er Jahre durfte das „Deutsche“ - mit 
zwar kommunistischem Vorzeichen, aber es war „deutsch“ - wieder gepflegt werden.30 
Das beabsichtigte ideologische Eindringen über den kontrollierten Schulunterricht in 
der Muttersprache, die Kultureinrichtungen oder Publikationen griffen nicht, denn das 
Misstrauen allem „Offiziellen“ gegenüber saß zu tief und wurde als „fremd“ empfün- 
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den, selbst wenn es in deutscher Sprache und von Vertretern aus den eigenen Reihen 
übermittelt wurde. Die rumänische Staats- und Parteiführung wurde als Unterdrücker 
empfunden und nicht als Autorität betrachtet, die den deutschen Gemeinschaften hätte 
Werte vermitteln können.

Die gesamte rumänische Gesellschaft war seit 1948 einem forcierten Elitcnwandcl 
unterzogen gewesen. Die politischen und kulturellen Persönlichkeiten der Zwischen­
kriegszeit saßen entweder im Gefängnis oder aber durften nur weit unter ihrer Kom­
petenz liegende Arbeiten ausüben; gefordert wurden Personen mit „gesunder sozialer 
Herkunft“ und die „vertrauenswürdigsten“ zu politisch gedrillten Repräsentanten hoch- 
gejubelt. Unter den Rumäniendeutschen hatte es vor 1944 einige wenige Kommunisten 
gegeben (Filip Geltz, Emmerich Stoffel, Anton Breitenhofer, Ernst Breitenstein), außer 
ihnen konnten nur wenige Personen von der Propaganda über die neue demokratische 
Gesellschaft überzeugt werden. Zahlreiche Personen ließen sich dennoch in die von der 
Ki’ und Propaganda auferlegten Maßnahmen einspannen. Manche taten es aus Karrie­
regründen, andere wurden dazu erpresst, viele machten mit, um der Gemeinschaft zu 
helfen.31 Im Familien- und Bekanntenkreis teilte man die „offiziell“ vertretene Meinung 
nicht. Anders hatte es sich bei sehr vielen im Fall der nationalsozialistischen Propa­
ganda verhalten.32 Zum Leben in der Schizophrenie „Öffentlichkeit“ versus „Privat“ 
der gesamten Gesellschaft kam bei den Rumäniendeutschen das Bewusstsein dazu, als 
„Deutscher“ besonders im Augenmerk zu stehen. Die Securitate hatte auch in den ru­
mäniendeutschen Gemeinschaften ein weites Netz an Informanten aufgebaut. Aufgrund 
von Denunziationen über reelle oder vermeintliche NSDAP-Mitgliedschaft und Ämter in 
Strukturen der dvìr wurden Personen erpresst, Berichte zu verfassen. Einige Personen 
wurden zu Informanten, um ihr NS-Mitläufertum zu verbergen, andere aus Opportunis­
mus. Die ethnisch konstituierte Solidarität bewirkte jedoch, dass der Zusammenhalt 
insbesondere in den Dorfgemeinschaften erhalten blieb.

Nach der Auflösung des dak Anfang 1953 und bis zur Gründung des Rates der 
Werktätigen deutscher Nationalität im Jahr 196833 - als Faktor der intensivierten Kon­
trolle aller Bereiche des gesellschaftlichen Lebens - verfugte die rkp über keinen offiziel­
len organisatorischen „Transmissionsriemen“ zur deutschen Minderheit. In die Volksräte 
der Verwaltungseinheiten (Regionen sowie Rayons und seit 1968 Landkreise) sowie 
der Städte und Gemeinden mit erheblichem rumäniendeutschem Bevölkerungsanteil 
wurden Vertreter der deutschen Minderheit im Proporzverhältnis zum Anteil an der je­
weiligen Gesamtbevölkerungszahl „gewählt“. Im Verhältnis zum Anteil an der Gesamt­
bevölkerung gab es Repräsentanten auch in den Führungsstrukturen der rkp und in der 
Großen Nationalversammlung.34 Sie sollten die Politik der Staats- und Parteiführung 
vermitteln, nahmen jedoch weitgehend auch die Interessen der Gemeinschaft wahr, wie 
zum Beispiel das Gründen von Schulklassen mit deutscher Unterrichtssprache, die Her­
ausgabe deutschsprachiger Publikationen, usw.

A
nfang der 1960er-Jahre begann die Distanzierung der rumänischen Staats- und 
Parteiführung der Sowjetunion gegenüber deutlich zu werden.35 Um für den 
Fall einer Gegenmaßnahme Rückhalt in der Bevölkerung zu haben, hatte die 
KP-Führung unter Gheorghiu-Dej bereits Ende der 1950er-Jahrc mit einer Rückbcsin-



Von der Mitläufer- zur Opfergemeinschaft *129

nung auf nationale kulturelle Werte begonnen. Ab 1957 setzte der Aufbau der Triade 
nationale Interessen - ökonomische Unabhängigkeit - territoriale Souveränität unter 
/Mitwirkung des Historikers Constantin Daicoviciu ein, der dieses Legitimationsmuster 
zuerst gegen Ungarn36 und dann gegen die Sowjetunion aufbaute. Der öffentliche Dis­
kurs war zwar weiterhin auf die „Verbrüderung“ zwischen dem rumänischen Volk und 
den „mitwohnenden Nationalitäten“ fokussiert, in der Praxis jedoch setzte die stufen­
weise Eingrenzung der bis dahin aufgrund der stalinistischen Nationalitätenpolitik ge­
währleisteten Einrichtungen der Minderheiten ein.37 Zu diesen Maßnahmen gehörte die 
Auflösung von Schulen in den Sprachen nationaler Minderheiten und das Zusammen­
legen mit rumänischen Schulen ab dem Schuljahr 1959/1960. Auch wurde bei der staat­
lichen Zuteilung von Fachlehrern nicht mehr darauf geachtet, ob die tur Abteilungen 
mit Unterricht in der Muttersprache bestimmten Absolventen, die Sprachen der Min­
derheiten auch sprechen, so dass der Muttersprachenunterricht immer stärker reduziert 
worden ist.38 »

Die 1960er Jahre haben sich im kollektiven Bewusstsein dennoch als Zeit der Libe­
ralisierungen eingeprägt. Zunehmend erlaubt waren die Reisen durch den Eisernen Vor­
hang hindurch und zwar in beide Richtungen, die Kontakte zwischen den Verwandten 
und Freunden in der Bundesrepublik Deutschland und Rumänien wurden intensiviert, 
infolge der Generalamnestie der politischen Häftlinge 1964 waren auch die in den Pro­
zessen 1958-1960 Verurteilten freigekommen. Neben den beiden seit 1957 bestehenden 
regionalen Wochenschriften Volkszeitung in Kronstadt und Die Wahrheit in Temeswar - 
die in Karpatenrundschau und Neue Banater Zeitung umbenannt und also Regions- und 
keine Propaganda bezogene Namen mehr trugen - erschien ab 1968 die Hermannstäd­
ter Zeitung. In allen Publikationen - und im Kulturbereich insgesamt - wurde neben 
„Pflichtmaterial“ eine breite Auswahl an gehaltvollen Beiträgen veröffentlicht.39 Zur 
Wahrnehmung als Jiberale Zeit“ trägt sodann die „Beratung mit den Kulturschaffenden 
und Wissenschaftlern aus der Reihe der deutschen Nationalität“ vom 3. Juli 1968 mit 
Nicolae Ceaușescu und anderen hohen KP-Sprechern bei, in der sozusagen alle Anliegen 
der deutschen Minderheit (darunter die noch ausstehende Rückgabe der enteigneten 
Häuser am Dorf, Kopfgeldzahlungen für Ausreisen, traditionelle Feste) thematisiert 
worden sind.40

Mit den am 6. Juli 1971 verkündeten Maßnahmen zur Verbesserung der politischen 
und ideologischen Tätigkeit, bekannt als „Juli-Thesen“, leitete Ceaușescu eine neostali­
nistische Offensive ein, die in einen Nationalstalinismus mündete. Beschlossen wurden 
umfangreiche Maßnahmen zur Homogenisierung der rumänischen Gesellschaft, in der 
cs eine „sozialistische Nation“ gibt und die ethnische Zugehörigkeit keine Rolle mehr 
spielt.41 Die 1968 wieder erlaubte Verwendung deutscher Ortsbezcichnungcn in der 
Öffentlichkeit wurde rückgängig gemacht, bei Veranstaltungen musste ein stetig stei­
gender Anteil des Programms in rumänischer Sprache erfolgen, sowohl das Repertoire 
als auch alle Druckerzeugnisse unterlagen einer strengen - als „Selbstzensur“ dargestell­
ten - Zensur.

Seit der zweiten Hälfte der 1950er-Jahre war Rumänien bemüht, zur Bundesrepublik 
Deutschland diplomatische Beziehungen aufzunehmen, die Unterzeichnung des dies­
bezüglichen bilateralen Abkommens erfolgte am 30. Januar 1967.42 Nach der Sowjet- 
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union war Rumänien der erste Staat im sozialistischen Lager, der diesen Schritt tat. Eine 
bedeutende Rolle spielte dabei die im Vergleich zu den anderen mittelosteuropäischen 
Staaten viel zahlreicher im Land verbliebene deutsche Minderheit. Die geheimen Ver­
handlungen, um Ausreisen gegen Devisenzahlungen zu gestatten, waren 1967 bereits 
im Gang, in den Jahren danach wurden mehrere „vertrauliche Vereinbarungen“ unter­
zeichnet, aufgrund derer eine steigende Anzahl Rumäniendeutsche das Land gegen im­
mer höhere Devisen-Zahlungen und sonstige wirtschaftliche Vergünstigungen verlassen 
durften.43 Die ursprüngliche Familienzusammenführung verwandelte sich in eine Aus­
reisewelle, immer mehr Angehörige der deutschen Minderheit sahen - wie zahlreiche 
Bürger des Landes ebenfalls -, für sich keine Zukunft in Rumänien. Zur politischen 
Motivation kam im Fall der Rumäniendeutschen der Wunsch hinzu, als „Deutscher un­
ter Deutschen“ zu leben.44 Schätzungen zufolge wollten in den 1980er Jahren etwa 80 
Prozent der Rumäniendeutschen das Land verlassen, sic taten es, als die Grenzen often 
waren.

Das Zersetzen der wirtschaftlichen Eigenständigkeit und des sozialen Gefüges sowie 
der herkömmlichen Strukturen hatte in der NS-Zeit infolge der Vereinnahmung durch 
die Deutsche Volksgruppe in Rumänien begonnen und ist durch die kommunistische 
Gleichschaltung fortgeführt worden.45 Als Ende der 1950er-Jahre46 die zögerliche Rück­
gabe der 1945 enteigneten Häuser im ländlichen Raum begann, hatte die Entwurzelung 
der rumäniendeutschen Landbevölkerung längst eingesetzt: die ohne Landbesitz und 
folglich Existenzgrundlage gebliebenen Dorfbewohner hatten auf Baustellen oder in 
den neu entstandenen Fabriken Erwerbsmöglichkeiten gefunden. War die Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung 1930 in der Landwirtschaft beschäftigt gewesen, betrug deren 
Anteil 1956 nur noch 22,2 Prozent (jener der gesamten Bevölkerung lag bei 58,4 Pro­
zent). Im gleichen Jahr gaben 57,2 Prozent der Rumäniendeutschen an, Arbeiter zu 
sein - der Prozentsatz der Arbeiter betrug auf Landesebene 23,7 Prozent.4 Auch wenn 
die in Stadtnähe Wohnenden täglich zur Arbeitsstelle pendelten und viele jener, die eine 
Stadtwohnung bezogen hatten, am Wochenende in die Heimatdörfer führen, hatte eine 
soziale und berufliche Umstrukturierung eingesetzt, die den überlieferten strukturellen 
Zusammenhalt weitgehend auflöste.

Die wirtschaftliche Integration der Rumäniendeutschen führte jedoch nicht zur As­
similation und Eingliederung in die gesellschaftlichen Strukturen des „Arbeiter- und 
Bauemstaates“. 1944 wurde als Bruch in der Geschichte der Gemeinschaft wahrgenom­
men, die Jahre der Verfolgung und Diskriminierung „als Deutsche“ beziehungsweise 
„Hitleristen“ führten zur Festigung des Nationalbewusstseins und des Gefühls, nicht 
in diese Gesellschaft zu gehören, sondern zum deutschen Volk und Staat. Der in der 
NS-Zeit eingeprägte nationale Stolz hatte die vom Deutschen Reich getroffenen Will­
kürmaßnahmen in jenen Jahren als annehmbar akzeptiert - sie hatten allerdings auch 
nicht die Not zur Folge, in die die kollektive Bestrafung durch den rumänischen Staat 
geführt hat. Die Maßnahmen der Regierungen nach dem 23. August 1944 wurden als 
ungerechtfertigt wahrgenommen. Im kollektiven Bewusstsein hat sich die Deportation 
in die Sowjetunion als Trauma festgesetzt, das Einrücken zur Waffen-ss wird als Folge 
„einer außerordentlichen politischen Verirrung“ eingeordnet.48

Die in der Zwischenkriegszeit als Reaktion auf die Maßnahmen des rumänischen 
Nationalstaates betriebene Betonung des „Deutschen“ und Abschottung - die von den
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Deutschen selbst als eine Abhebung gegenüber den minderwertigen „östlichen“ Natio­
nalitäten verstanden wurde - ist in den Nachkriegsjahren fortgeführt worden. In der 
Zwischenkriegs- und der Kriegszeit hatte man sich der großen deutschen Nation zuge­
hörig gefühlt, nun wollte man erst recht nichts mit „den Rumänen“ gemein haben, die 
die „Deutschen“ deportiert und enteignet hatten und diskriminieren. Im Bewusstsein 
der rumäniendeutschen Gemeinschaften gilt 1944 als Bruch. Jede Restriktion, die da­
nach getroffen wurde und die deutsche Minderheit mitbetraf, wurde seither als Benach­
teiligung aufgrund der deutschen Volkszugehörigkeit wahrgenommen.

Die Rumäniendeutschen sind zum Objekt staatlicher Willkür jedoch nicht erst 1944 
geworden, wie sie es empfinden. Sieht man sich die Gedenktafeln in den Kirchen oder 
Kirchhöfen an, so stellt man fest, dass die Zahl der im Zweiten Weltkrieg Verstorbenen 
- zumeist der in die Waffen-ss-Eingerückten - doppelt oder dreifach so hoch liegt wie 
der Toten der Russlanddeportation. Die statistischen Erhebungen belegen diese Beo­
bachtung: Die Gefallenenrate der zur Waffen-ss-Eingerückten wird als zwischen 27 bis 
40 Prozent angegeben49, im Fall der Deportierten sind es 10 bis 15 Prozent.50 Als Trau­
ma wird die Deportation wahrgenommen, nicht die Waffen-ss, selbst wenn - das be­
haupten die Betroffenen heute - beides verpflichtend war.

Mit der Vergangenheit kritisch umgehen war zunächst nicht möglich und wurde 
nicht gelernt. Nach der eigenen Verantwortung und Verirrung wurde und wird selten 
gefragt,51 das Mitläufertum rechtfertigt. Die Aufarbeitung der Jahre im Nationalsozialis­
mus und Kommunismus, sowohl was die Gemeinschaft als auch die Biografien Einzel­
ner angeht, hat erst nach 1990 begonnen, wird jedoch nur geringfügig wahrgenommen. 
Hätte Herta Müller den Nobelpreis nicht bekommen, sic würde weiterhin als „Nestbc- 
schmutzerin“ gelten, weil sie es in einem ihrer Texte in „Niederungen“ gewagt hat, über 
die Täter-Vergangenheit des Vaters zu schreiben.52 Empörung ausgelöst haben unter den 
Sachsen die Bücher „Der Vorleser“ von Bernhard Schlink - in ihm wird eine Siebenbür­
ger Sächsin des Todes von KZ-Häftlingen beschuldigt - oder Dieter Schlesaks „Capesius, 
der Auschwitzapotheker“, in dem die Biografie des aus Siebenbürgen stammenden und 
als ss-Offizier an der Selektion der Juden in Auschwitz beteiligten Apothekers nachge- 
zcichnet wird.

Fazit

I
N den 1930er-Jahren und der Kriegszeit erfolgte eine Vereinnahmung der deutschen 
Minderheit durch das Dritte Reich, ihr haben sich nur wenige (insbesondere So­
zialdemokraten sowie römisch-katholische Pfarrer) Rumäniendeutschen widersetzt. 
Das nationalsozialistische Gedankengut wurde - auch angesichts der Enttäuschung über 

die Politik des rumänischen Staates - übernommen, das Mitläufertum kaum hinterfragt.
Nach dem Bündniswechscl 1944 verhinderten die von den rumänischen Regierungen 

pauschal gegen alles „Deutsche“ getroffenen Maßnahmen die Reflexion über das Mit­
läufertum. Sich keiner (Mit-)Schuld bewusst, empfanden sich die Rumäniendeutschen 
als „Opfer“. Der vom kommunistischen Staat und dessen Ideologie beabsichtigte Struk­
tur- und Wertewandel wurde rundweg abgelehnt, da er als die Rumäniendeutschen dis- 
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kriminierend wahrgenommen wurden. Dass ein totalitäres System ein anderes abgelöst 
hatte, spielte dabei eine untergeordnete Rolle. Die wechselhafte Politik der rumänischen 
Regierungen aber auch das den Rumäniendeutschen gegenüber fortdauernde Misstrauen 
vertieften im kollektiven Bewusstsein der deutschen Gemeinschaft das Gefühl, für sic 
gebe es in Rumänien keine Zukunft, diese sei allein in der Bundesrepublik Deutschland 
zu finden.5' Das nationalsozialistische Gedankengut konnte unter dem Hagel der kom­
munistischen Propaganda nicht hinterfragt und aufgearbeitet werden, so dass manches 
von seinem Geist in den rumäniendeutschen Gemeinschaften erhalten blieb.

□
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Abstract
From Accomplice to Victim: How the Shifting Policies of the Romanian Authorities 

Towards the German Minority Changed the Way in Which It Saw Itself

Starting from the special status of the German minority during the Second World War and the 
general and indiscriminate punitive measures against the entire community after 23 August 1944, 
this article presents how the mental shift from a Nazi-follower community to a victim community7 
took place. Faced with the disruption in the policy of the Romanian state towards them and with 
a pariah status, the Germans of Romania lost all confidence in the Romanian state, so that for 
most of them emigration to the Federal Republic of Germany appeared the only alternative for 
the future. The communist propaganda prevented them from reflecting on their own (collective) 
guilt for the crimes of the World War, and many elements of the spirit of the National Socialist 
ideas were preserved.

Keywords
German Ethnic Group in Romania, German Antifascist Committee in Romania, de-Nazification, 
German minority7


